
Hochschule Bochum        Bochum, 15.07.2020 
Der Präsident 
Dez. 5 - Spr 
 
 
 

Ordnung zur Regelung von 
Ordnungsverstößen und Ordnungsmaßnahmen 

(Ordnungsverstößeordnung) 
 

Vom 15. Juli 2020 
 

 
 
Aufgrund des § 2 Abs. 4 Satz 1 des Hochschulgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. 
September 2014 (GV. NRW S. 547), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes zur konsequenten 
und solidarischen Bewältigung der COVID-19-Pandemie in Nordrhein-Westfalen und zur 
Anpassung des Landesrechts im Hinblick auf die Auswirkungen einer Pandemie vom 14. April 2020 
(GV. NRW S. 218) geändert worden ist, erlässt die Hochschule Bochum folgende Ordnung: 
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§ 1  Anwendungsbereich 
 
1Mit dieser Ordnung regelt der Senat der Hochschule Bochum gemäß § 51a HG NRW das Nähere 
zum Verfahren zur Verhängung von Ordnungsmaßnahmen gegenüber Studierenden. 
 
 

§ 2  Ordnungsverstöße 
 
1Eine Studierende oder ein Studierender begeht einen Ordnungsverstoß, wenn sie oder er  

1. durch Anwendung von Gewalt, durch Aufforderung zur Gewalt, durch Bedrohung mit 
Gewalt oder durch einen schwerwiegenden oder wiederholten Verstoß gegen eine 
rechtmäßige Anordnung im Rahmen des Hausrechts  

a) den bestimmungsgemäßen Betrieb einer Hochschuleinrichtung, die Tätigkeit eines 
Hochschulorgans, die Durchführung einer Hochschulveranstaltung oder in 
sonstiger Weise den Studienbetrieb beeinträchtigt, verhindert oder zu verhindern 
versucht oder  

b) ein Mitglied der Hochschule in der Ausübung seiner Rechte und Pflichten erheblich 
beeinträchtigt oder von dieser Ausübung abhält oder abzuhalten versucht,  

2. wegen einer vorsätzlich begangenen Straftat, die zu Lasten eines Mitglieds der Hochschule 
geschehen ist, rechtskräftig verurteilt worden ist oder ein rechtskräftiger Strafbefehl vorliegt 
und nach Art der Straftat eine Behinderung des Studiums oder der sonstigen Tätigkeit dieses 
Mitglieds droht,  

3. Einrichtungen der Hochschule zu strafbaren Handlungen nutzt oder zu nutzen versucht 
oder  

4. bezweckt oder bewirkt, dass  
a) ein Mitglied der Hochschule aus Gründen der Rasse oder wegen der ethnischen 

Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, 
des Alters oder der sexuellen Identität in seiner Würde verletzt wird,  

b) damit zugleich ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, Erniedrigungen, 
Entwürdigungen oder Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird und  

c) nach Art dieser Würdeverletzung und dieses geschaffenen Umfelds eine 
Behinderung des Studiums oder der sonstigen Tätigkeit dieses Mitglieds droht.  

 
 

§ 3  Ordnungsmaßnahmen 
 
(1) 1Gegen Studierende, die einen Ordnungsverstoß nach § 2 begangen haben, können 
Ordnungsmaßnahmen verhängt werden. 2Ordnungsmaßnahmen sind 

1. der Ausspruch einer Rüge,  
2. die Androhung der Exmatrikulation,  
3. der Ausschluss von der Benutzung von Einrichtungen der Hochschule,  
4. der Ausschluss von der Teilnahme an einzelnen Lehrveranstaltungen bis zu einem 

Semester,  
5. die Exmatrikulation.  

3Die Ordnungsmaßnahme „Androhung der Exmatrikulation“ kann nur in Verbindung mit den 
Ordnungsmaßnahmen „Ausspruch einer Rüge“, „Ausschluss von der Benutzung von Einrichtungen 
der Hochschule“ oder „Ausschluss von der Teilnahme an einzelnen Lehrveranstaltungen bis zu 
einem Semester“ ausgesprochen werden; die Ordnungsmaßnahmen „Ausspruch einer Rüge“, 
„Ausschluss von der Benutzung von Einrichtungen der Hochschule“ oder „Ausschluss von der 
Teilnahme an einzelnen Lehrveranstaltungen bis zu einem Semester“ können nebeneinander 
verhängt werden. 4Die Ordnungsmaßnahme „Exmatrikulation“ kann für einen Ordnungsverstoß 
nach § 2 S. 1 Nr. 4 nicht verhängt werden, es sei denn, es liegt zugleich ein Ordnungsverstoß nach  
§ 2 S. 1 Nrn. 1, 2 oder 3 vor.  
 
(2) 1Mit der Entscheidung über die Exmatrikulation kann eine Frist bis zur Dauer von zwei 
Jahren festgesetzt werden, innerhalb derer eine erneute Einschreibung an der Hochschule 
ausgeschlossen ist.  



§ 4  Ordnungsausschuss 
 
(1) 1Zur Ahndung von Ordnungsverstößen durch das Ergreifen von Ordnungsmaßnahmen 
gegenüber Studierenden gemäß § 51a HG bildet der Senat einen Ordnungsausschuss. 2Dem 
Ordnungsausschuss gehören insgesamt an: 

1. zwei Vertreterinnen oder Vertreter aus der Gruppe der Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer, 

2. eine Vertreterin oder ein Vertreter aus der Gruppe der akademischen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, 

3. eine Vertreterin oder ein Vertreter aus der Gruppe der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
Technik und Verwaltung, 

4. zwei Studierende. 
2Das Gebot der geschlechtergerechten Zusammensetzung von Gremien nach § 11b Abs. 1 ist zu 
beachten. 
 
(2) 1Die Mitglieder des Ordnungsausschusses werden vom gesamten Senat auf eigenen oder auf 
Vorschlag der Fachbereiche, der Studierendenvertretung oder anderer Gremien und Einrichtungen 
der Hochschule aus dem Kreis der Hochschulmitglieder nach Gruppen getrennt gewählt. 2Die 
Amtszeit der Mitglieder nach Abs. 1 S. 1 Nrn. 1 bis 3 beträgt zwei Jahre, die Amtszeit der 
Studierenden beträgt ein Jahr. 
 
(3) 1Der Ordnungsausschuss wählt aus dem Kreis der Mitglieder eine Vorsitzende oder einen 
Vorsitzenden und deren Stellvertreterin oder dessen Stellvertreter. 
 
(4) 1Der Ordnungsausschuss kann sich eine Geschäftsordnung geben. 2Sieht er davon ab, gelten 
die Regelungen der Geschäftsordnung des Senats entsprechend. 
 
(5) 1In Verfahren hinsichtlich der Entscheidung über eine Exmatrikulation hat der 
Ordnungsausschuss die Vorschriften über das förmliche Verwaltungsverfahren der §§ 63 bis 71 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 12. November 1999 (GV. NRW. S. 602) in der jeweils geltenden Fassung 
anzuwenden, die dieser Ordnung als Anlage beigefügt sind; der Ausschuss ist Behörde im Sinne 
dieser Vorschriften. 2In den Fällen nach Satz 1 zieht der Ordnungsausschuss die Justiziarin oder 
den Justiziar hinzu. 
 
 

§ 5  Antragserfordernis 
 
1Der Ordnungsausschuss wird auf Antrag einer oder eines von einem Ordnungsverstoß nach § 1 
Betroffenen unabhängig von deren oder dessen Zugehörigkeit zu einer bestimmten Statusgruppe 
tätig.  
 
 

§ 6  In-Kraft-Treten 
 
1Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Hochschule Bochum in Kraft. 
 
 
  



Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Senats der Hochschule Bochum vom 5. Oktober 2020 
nach Genehmigung durch das Präsidium. 
 
 
Bochum, den 6. Oktober 2020 
Der Präsident 
 
gez. Jürgen Bock 
 
(Prof. Dr. Jürgen Bock)  
 
  



Anlage 
 
Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Auszug, §§ 63 – 71) 
 
 

§ 63 Anwendung der Vorschriften über das förmliche Verwaltungsverfahren 
 
(1) Das förmliche Verwaltungsverfahren nach diesem Gesetz findet statt, wenn es durch 
Rechtsvorschrift angeordnet ist. 
 
(2) Für das förmliche Verwaltungsverfahren gelten die §§ 64 bis 71 und, soweit sich aus ihnen 
nichts Abweichendes ergibt, die übrigen Vorschriften dieses Gesetzes. 
 
(3) Die Mitteilung nach § 17 Abs. 2 Satz 2 und die Aufforderung nach § 17 Abs. 4 Satz 2 sind 
im förmlichen Verwaltungsverfahren öffentlich bekannt zu machen. Die öffentliche 
Bekanntmachung wird dadurch bewirkt, dass die Behörde die Mitteilung oder die Aufforderung 
in ihrem amtlichen Veröffentlichungsblatt und außerdem in örtlichen Tageszeitungen, die in dem 
Bereich verbreitet sind, in dem sich die Entscheidung voraussichtlich auswirken wird, bekannt 
macht. 
 
 
§ 64 Form des Antrags 
 
Setzt das förmliche Verwaltungsverfahren einen Antrag voraus, so ist er schriftlich oder zur 
Niederschrift bei der Behörde zu stellen. 
 
 
§ 65 Mitwirkung von Zeugen und Sachverständigen 
 
(1) Im förmlichen Verwaltungsverfahren sind Zeugen zur Aussage und Sachverständige zur 
Erstattung von Gutachten verpflichtet. Die Vorschriften der Zivilprozessordnung über die Pflicht, 
als Zeuge auszusagen oder als Sachverständiger ein Gutachten zu erstatten, über die 
Ablehnung von Sachverständigen sowie über die Vernehmung von Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes als Zeugen oder Sachverständige gelten entsprechend. 
 
(2) Verweigern Zeugen oder Sachverständige ohne Vorliegen eines der in den §§ 376, 383 bis 
385 und 408 der Zivilprozessordnung bezeichneten Gründe die Aussage oder die Erstattung 
des Gutachtens, so kann die Behörde das für den Wohnsitz oder den Aufenthaltsort des Zeugen 
oder des Sachverständigen zuständige Verwaltungsgericht um die Vernehmung ersuchen. 
Befindet sich der Wohnsitz oder der Aufenthaltsort des Zeugen oder des Sachverständigen 
nicht am Sitz eines Verwaltungsgerichts oder einer besonders errichteten Kammer, so kann 
auch das zuständige Amtsgericht um die Vernehmung ersucht werden. In dem Ersuchen hat 
die Behörde den Gegenstand der Vernehmung darzulegen sowie die Namen und Anschriften 
der Beteiligten anzugeben. Das Gericht hat die Beteiligten von den Beweisterminen zu 
benachrichtigen. 
 
(3) Hält die Behörde mit Rücksicht auf die Bedeutung der Aussage eines Zeugen oder des 
Gutachtens eines Sachverständigen oder zur Herbeiführung einer wahrheitsgemäßen Aussage 
die Beeidigung für geboten, so kann sie das nach Absatz 2 zuständige Gericht um die eidliche 
Vernehmung ersuchen. 
 
(4) Das Gericht entscheidet über die Rechtmäßigkeit einer Verweigerung des Zeugnisses, des 
Gutachtens oder der Eidesleistung. 
 
(5) Ein Ersuchen nach Absatz 2 oder 3 an das Gericht darf nur von dem Behördenleiter, seinem 
allgemeinen Vertreter oder einem Angehörigen des öffentlichen Dienstes gestellt werden, der 
die Befähigung zum Richteramt hat oder die Voraussetzungen des § 110 Satz 1 des Deutschen 
Richtergesetzes erfüllt. 
 
 

  



§ 66 Verpflichtung zur Anhörung von Beteiligten 
 
(1) Im förmlichen Verwaltungsverfahren ist den Beteiligten Gelegenheit zu geben, sich vor der 
Entscheidung zu äußern. 
 
(2) Den Beteiligten ist Gelegenheit zu geben, der Vernehmung von Zeugen und 
Sachverständigen und der Einnahme des Augenscheins beizuwohnen und hierbei 
sachdienliche Fragen zu stellen; ein schriftlich oder elektronisch vorliegendes Gutachten soll 
ihnen zugänglich gemacht werden. 
 
 
§ 67 Erfordernis der mündlichen Verhandlung 
 
(1) Die Behörde entscheidet nach mündlicher Verhandlung. Hierzu sind die Beteiligten mit 
angemessener Frist schriftlich zu laden. Bei der Ladung ist darauf hinzuweisen, dass bei 
Ausbleiben eines Beteiligten auch ohne ihn verhandelt und entschieden werden kann. Sind 
mehr als 50 Ladungen vorzunehmen, so können sie durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt 
werden. Die öffentliche Bekanntmachung wird dadurch bewirkt, dass der Verhandlungstermin 
mindestens zwei Wochen vorher im amtlichen Veröffentlichungsblatt der Behörde und 
außerdem in örtlichen Tageszeitungen, die in dem Bereich verbreitet sind, in dem sich die 
Entscheidung voraussichtlich auswirken wird, mit dem Hinweis nach Satz 3 bekannt gemacht 
wird. Maßgebend für die Frist nach Satz 5 ist die Bekanntgabe im amtlichen 
Veröffentlichungsblatt. 
 
(2) Die Behörde kann ohne mündliche Verhandlung entscheiden, wenn  

1. einem Antrag im Einvernehmen mit allen Beteiligten in vollem Umfang 
entsprochen wird; 

2. kein Beteiligter innerhalb einer hierfür gesetzten Frist Einwendungen gegen die 
vorgesehene Maßnahme erhoben hat; 

3. die Behörde den Beteiligten mitgeteilt hat, dass sie beabsichtige, ohne mündliche 
Verhandlung zu entscheiden, und kein Beteiligter innerhalb einer hierfür gesetzten 
Frist Einwendungen dagegen erhoben hat; 

4. alle Beteiligten auf sie verzichtet haben; 
5. wegen Gefahr im Verzug eine sofortige Entscheidung notwendig ist. 

 
(3) Die Behörde soll das Verfahren so fördern, dass es möglichst in einem Verhandlungstermin 
erledigt werden kann. 
 
 
§ 68 Verlauf der mündlichen Verhandlung 
 
(1) Die mündliche Verhandlung ist nicht öffentlich. An ihr können Vertreter der 
Aufsichtsbehörden und Personen, die bei der Behörde zur Ausbildung beschäftigt sind, 
teilnehmen. Anderen Personen kann der Verhandlungsleiter die Anwesenheit gestatten, wenn 
kein Beteiligter widerspricht. 
 
(2) Der Verhandlungsleiter hat die Sache mit den Beteiligten zu erörtern. Er hat darauf 
hinzuwirken, dass unklare Anträge erläutert, sachdienliche Anträge gestellt, ungenügende 
Angaben ergänzt sowie alle für die Feststellung des Sachverhalts wesentlichen Erklärungen 
abgegeben werden. 
 
(3) Der Verhandlungsleiter ist für die Ordnung verantwortlich. Er kann Personen, die seine 
Anordnungen nicht befolgen, entfernen lassen. Die Verhandlung kann ohne diese Personen 
fortgesetzt werden. 
 
(4) Über die mündliche Verhandlung ist eine Niederschrift zu fertigen. Die Niederschrift muss 
Angaben enthalten über  

1. den Ort und den Tag der Verhandlung, 
2. die Namen des Verhandlungsleiters, der erschienenen Beteiligten, Zeugen und 

Sachverständigen, 
3. den behandelten Verfahrensgegenstand und die gestellten Anträge, 
4. den wesentlichen Inhalt der Aussagen der Zeugen und Sachverständigen, 



5. das Ergebnis eines Augenscheines. 
Die Niederschrift ist von dem Verhandlungsleiter und, soweit ein Schriftführer hinzugezogen 
worden ist, auch von diesem zu unterzeichnen. Der Aufnahme in die Verhandlungsniederschrift 
steht die Aufnahme in eine Schrift gleich, die ihr als Anlage beigefügt und als solche bezeichnet 
ist; auf die Anlage ist in der Verhandlungsniederschrift hinzuweisen. 
 
 
§ 69 Entscheidung 
 
(1) Die Behörde entscheidet unter Würdigung des Gesamtergebnisses des Verfahrens. 
 
(2) Verwaltungsakte, die das förmliche Verfahren abschließen, sind schriftlich zu erlassen, 
schriftlich zu begründen und den Beteiligten zuzustellen; in den Fällen des § 39 Abs. 2 Nr. 1 
und 3 bedarf es einer Begründung nicht. Ein elektronischer Verwaltungsakt nach Satz 1 ist mit 
einer dauerhaft überprüfbaren qualifizierten elektronischen Signatur zu versehen. Sind mehr als 
50 Zustellungen vorzunehmen, so können sie durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt 
werden. Die öffentliche Bekanntmachung wird dadurch bewirkt, dass der verfügende Teil des 
Verwaltungsaktes und die Rechtsbehelfsbelehrung im amtlichen Veröffentlichungsblatt der 
Behörde und außerdem in örtlichen Tageszeitungen bekannt gemacht werden, die in dem 
Bereich verbreitet sind, in dem sich die Entscheidung voraussichtlich auswirken wird. Der 
Verwaltungsakt gilt mit dem Tage als zugestellt, an dem seit dem Tage der Bekanntmachung in 
dem amtlichen Veröffentlichungsblatt zwei Wochen verstrichen sind; hierauf ist in der 
Bekanntmachung hinzuweisen. Nach der öffentlichen Bekanntmachung kann der 
Verwaltungsakt bis zum Ablauf der Rechtsbehelfsfrist von den Beteiligten schriftlich oder 
elektronisch angefordert werden; hierauf ist in der Bekanntmachung gleichfalls hinzuweisen. 
 
(3) Wird das förmliche Verwaltungsverfahren auf andere Weise abgeschlossen, so sind die 
Beteiligten hiervon zu benachrichtigen. Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so 
können sie durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden; Absatz 2 Satz 4 gilt 
entsprechend. 
 
 
§ 70 Anfechtung der Entscheidung 
 
Vor Erhebung einer verwaltungsgerichtlichen Klage, die einen im förmlichen 
Verwaltungsverfahren erlassenen Verwaltungsakt zum Gegenstand hat, bedarf es keiner 
Nachprüfung in einem Vorverfahren. 
 
 
§ 71 Besondere Vorschriften für das förmliche Verfahren vor Ausschüssen 
 
(1) Findet das förmliche Verwaltungsverfahren vor einem Ausschuss (§ 88) statt, so hat jedes 
Mitglied das Recht, sachdienliche Fragen zu stellen. Wird eine Frage von einem Beteiligten 
beanstandet, so entscheidet der Ausschuss über ihre Zulässigkeit. 
 
(2) Bei der Beratung und Abstimmung dürfen nur Ausschussmitglieder zugegen sein, die an der 
mündlichen Verhandlung teilgenommen haben. Ferner dürfen Personen zugegen sein, die bei 
der Behörde, bei der der Ausschuss gebildet ist, zur Ausbildung beschäftigt sind, soweit der 
Vorsitzende ihre Anwesenheit gestattet. Die Abstimmungsergebnisse sind festzuhalten. 
 
(3) Jeder Beteiligte kann ein Mitglied des Ausschusses ablehnen, das in diesem 
Verwaltungsverfahren nicht tätig werden darf (§ 20) oder bei dem die Besorgnis der 
Befangenheit besteht (§ 21). Eine Ablehnung vor der mündlichen Verhandlung ist schriftlich 
oder zur Niederschrift zu erklären. Die Erklärung ist unzulässig, wenn sich der Beteiligte, ohne 
den ihm bekannten Ablehnungsgrund geltend zu machen, in die mündliche Verhandlung 
eingelassen hat. Für die Entscheidung über die Ablehnung gilt § 20 Abs. 4 Satz 2 bis 4. 


